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Für Studierende war Corona ein Job-Killer
Eine Umfrage an der Universität Basel zeigt das Ausmass der Covid-19-Pandemie auf die finanzielle Situation der Studierenden.

Helena Krauser

Ein Studentenleben ohne Ge-
meinschaft, ohne Lerngruppen
und ohne WG-Partys. Das war
für die Studierenden in Basel
und weltweit in den vergange-
nen Semestern die Realität. Vie-
le neue Studierende haben die
Universitätsräume noch nie von
innen gesehen. Anstatt in den
Vorlesungen und Seminaren
neue Freundschaften zu schlies-
sen, zogen viele wieder zu ihren
Eltern.Einigevon ihnenverloren
ihren Job und wussten plötzlich
nichtmehr, wie sie über die Run-
den kommen sollen.

Wie viele Studierende genau
in finanzielle Schwierigkeiten
kamen und wie viele die Semes-
tergebühr nicht mehr bezahlen
konnten, das wollten zahlreiche
Medien von der studentischen
Körperschaft (Skuba) wissen.
Aber die hatte keine konkreten
Antworten. Das Leben an der
Universität war zum Erliegen
gekommen. Gespräche unter
den Studierenden fanden kaum
statt. Also wusste die Skuba
nicht genauer über die Situation
der Studierenden Bescheid.

Daher entschloss sich Sarah
Preiswerk, Vorständin der Sku-
ba im Ressort Kultur, eine Um-
frage zu starten. Mit Fragen zur
finanziellen Situation und der
Zufriedenheit mit den aktuellen
Bedingungen im Studium fing
sie die Gefühlslage der Befrag-
ten ein. Besonders bemerkens-
wert ist: 37 Prozent der Studie-
renden haben ihre Verdienst-
möglichkeit verloren und 45
Prozent sind mit ihrer persönli-
chen Situation im Studium nicht
zufrieden. 13 Prozent sind wie-
der ins Elternhaus zurückgezo-
gen und 23 Prozent konnten die
Semestergebühren ohne finan-
zielle Hilfe von aussen nicht
mehr bezahlen.

An der Umfrage haben insge-
samt 122 Studierende aus den
verschiedenen Fakultäten teil-
genommen. Preiswerk hatte
sich eine grössere Teilnahme er-
hofft. Sie nimmt an, dass die
Studierenden es mittlerweile et-
was leid sind, Fragebögen zu
diesem Thema auszufüllen.

Bundesgelder zurNothilfe
fürStudierendeabgelehnt
Preiswerk kennt die finanziellen
Schwierigkeiten, mit denen die
Studierenden zu kämpfen hat-
ten, aus eigener Erfahrung.
Auch sie stand mit dem Beginn
der Covid-19-Pandemie plötz-
lich ohne Job da. Sie arbeitete im

Verso, dem Kulturlokal der Uni-
versität Basel, als Organisatorin
externer Events. Sie sagt: «Als
keine Veranstaltungen mehr
stattfinden durften, stand ich
völlig unvermittelt ohne Arbeit
da. Keiner wusste, wie es weiter-
geht.» Neben dem Job im Verso
arbeitet Preiswerk auch als Yo-
galehrerin. «Das konnte ich
dann auch nicht mehr machen»,
so Preiswerk. Um dennoch ein
bisschen Geld zu verdienen,
überlegte sie sich eine Alterna-
tive zu den klassischen Yoga-
stunden. Sie bot Achtsamkeits-
spaziergänge an und nahm
Audioanleitungen für Yoga-
übungen auf. Preiswerk konnte

auch auf finanzielle Unterstüt-
zung aus dem Familien- und Be-
kanntenkreis zurückgreifen:
«Da bin ich privilegiert. Leider
haben nicht alle diese Option.»

Kommunikationüber
Angebotebemängelt
Für alle Auszubildenden, die
dieses Privileg nicht haben, for-
derten die Basler Ständerätin
Eva Herzog (SP) und die Solo-
thurner Nationalrätin Franziska
Roth (SP) mit je einem Vorstoss
auf Bundesebene finanzielle
Nothilfe. Dabei sollte es um ein-
malige Beiträge von 5000 Fran-
ken pro Auszubildende gehen.
National- und Ständerat lehnten

die Forderungen Mitte Juni aber
ab.Somit sind die Studierenden,
die sich wegen der Covid-
19-Pandemie in einer schwieri-
gen finanziellen Lage befinden,
weiterhin ausschliesslich auf die
Unterstützung der Universitäten
und Fachhochschulen angewie-
sen. In Basel können sie sich an
die Sozialberatung wenden. «Im
Frühjahr 2020 wurde eigens ein
Prozess etabliert, um Unterstüt-
zung mit Überbrückungs-
stipendien rasch und unbüro-
kratisch zur Verfügung stellen zu
können», sagt Gaudenz Henzi
von der Sozialberatung der Uni-
versität Basel auf Anfrage. Im
Jahr 2020 sei 35-mal Gebrauch

von diesem Angebot gemacht
worden. Ablehnungen habe es
nur vereinzelt gegeben. Im Ver-
gleich dazu: Im Jahr 2019 wur-
den elf Überbrückungsstipen-
dien gesprochen. Neben der
Vergabe von Stipendien hilft die
Sozialberatung den Studieren-
den auch dabei, allfällige An-
sprüche auf Arbeitslosengelder,
Kurzarbeitsgelder oder kanto-
nale Stipendien oder Eltern-
unterstützung abzuklären.

Aus der Umfrage von Preis-
werk geht allerdings hervor,
dass rund zwei Drittel der be-
fragten Studierenden dieses An-
gebot der Universität nicht ken-
nen. 13 Prozent gaben ausser-
dem an, es sei schwierig, an
Informationen zum Thema zu
kommen. Für eine effektivere
Unterstützung wünschen sich
die Studierenden, dass finan-
zielle und psychologische Hilfe-
stellungen ausgebaut und besser
sichtbar gemacht werden.
Ausserdem wollen sie klare An-
gaben zum Verlauf des nächsten
Semesters, um besser planen zu
können, die Förderung des Aus-
tauschs unter den Studierenden
und hybride Veranstaltungen.

Gemeinsames Lernen gehört normalerweise zum Alltag der Studierenden. Archivbild: Juri Junkov (November 2016)

Nachrichten
KeineneuenCoronafälle
in beidenBasel

Baselland und Basel-Stadt ver-
meldeten gestern keine neuen
Fälle gegenüber dem Vortag. Im
Landkanton ist weiter niemand
hospitalisiert. In Basel-Stadt
werden vier Personen im Spital
behandelt. In den Solothurner
Bezirken Thierstein und Dorn-
eck kam je ein neuer Coronafall
dazu. Der Stadtkanton teilt zu-
dem mit, dass im Impfzentrum
beim Messeplatz am Donners-
tag, 1. Juli, ein neu eingerichte-
ter Schalter für Covid-Zertifika-
te eröffnet. (bz)

Polizeisprecherwechselt
zur Staatsanwaltschaft

Der Medienverantwortliche der
Staatsanwaltschaft Basel-Stadt,
Peter Gill, tritt per heute Mitt-
woch zurück, wie «Bajour» be-
richtet. Er war 39 Jahre lang für
denKantontätig.SeinNachfolger
wird Martin Schütz: bisheriger
Leiter der Kommunikation beim
Justiz- und Sicherheitsdeparte-
ment und einer von zwei Polizei-
sprechern. Wer seine Nachfolge
antritt, ist noch offen. (bz)

Central Park sorgt wieder für Diskussion
Der Initiant gibt nicht auf, die Behörden sehen derweil keinen Handlungsbedarf.

Zwischen der Margarethenbrü-
cke und der Passerelle des Bahn-
hof SBB erstreckt sich eine gros-
se Grasfläche und verdeckt die
Gleisbetten darunter. Eine brei-
te Brücke neben der überdach-
ten Passerelle verbindet derweil
den Meret-Oppenheim-Platz
und den Centralbahnplatz.

Dieser Vision von Städtepla-
ner und Landschaftsarchitekt
Donald Jacob erteilte die Basler
Stimmbevölkerung vor acht Jah-
ren mit rund 60 Prozent Nein-
Stimmen eine Abfuhr. Das jah-
relang diskutierte Projekt ist da-
mit auch grösstenteils aus dem
Fokus der Öffentlichkeit ver-
schwunden. Für Jacob ist die De-
batte um eine Aufwertung des
Areals damit aber noch nicht ab-
geschlossen.

FürBau-undVerkehrsde-
partementkeinThema
Er hat so einen offenen Brief an
die Regierung, das Parlament
und die Basler Bevölkerung ge-
schrieben, in dem er die Idee

noch einmal aufwirft. «Der
Bahnhof ist zentral und wird in-
tensiv benutzt. Aus diesem
Grund ist er städtebaulich in vie-
ler Hinsicht einer der wichtigs-
ten Orte im öffentlichen Raum
Basel. Es lohnt sich also, genau-
er hinzusehen», schreibt er im
Brief. Er wünsche der Regierung
«Mut, das jahrelang Versäumte
jetzt anzugehen».

Dass die Passerelle zu klein
für den Pendlerverkehr ist,

darüber sind sich der Kanton
und Jacob einig. Im vergange-
nen Jahr öffneten die SBB des-
halb die alte Unterführung.
Gleichzeitig ist eine provisori-
sche Passerelle angedacht, die
bis 2024 zwischen der jetzigen
Passerelle und der Margare-
thenbrücke entstehen soll. Die
grosse unterirdische Querung
könne wiederum erst gegen
2035 fertiggestellt werden, da
noch nicht klar sei, wie das

Herzstück integriert werden
soll. Wie das Bau- und Verkehrs-
departement (BVD) auf Anfrage
schreibt, hat Vorsteherin Esther
Keller den Brief von Jacob erhal-
ten und beantwortet. Medien-
sprecherin Melanie Honegger
schreibt, das die Umsetzung des
Projekts für das BVD nach dem
Volks-Nein nicht zur Debatte
stehe.

«Mit dem Entscheid, dass es
einen Tiefbahnhof braucht, ist
auch direkt ein Entscheid für
eine Personenunterführung ge-
troffen worden.» Mit der Er-
schliessung der Margarethen-
brücke mache es für das BVD
zudem keinen Sinn, das gesam-
te Bahnareal zu überdecken. Ja-
cob wendet ein: «Es wäre demo-
kratisch aufschlussreich zu er-
fahren, was die Bevölkerung
abstimmen würde, wenn sie die
Wahl hätte zwischen der geplan-
ten provisorischen Passerelle
und dem Central Park.»

Elodie Kolb

Landhof kostet
2 Millionen mehr
Bauprojekt «Landhof für Alle»
heisst der Ratschlag der Regie-
rung. Damit soll das ehemalige
Heimstadion des FC Basel sa-
niert und geöffnet werden, das
Tribünengebäude wird abgeris-
sen und ein Infrastrukturgebäu-
de neu gebaut. Dafür beantragt
der Basler Regierungsrat nun
rund 2,1 Millionen Franken
mehr beim Grossen Rat. Die zu-
sätzlichen Kosten entstanden
laut Mitteilung aufgrund der
langen politischen Beratung. In
dieser Zeit seien die Entsor-
gungs- sowie Holzbaukosten ge-
stiegen und unterdessen seien
neue gesetzliche Anforderun-
gen im Rahmen des Energiege-
setzes für den Neubau von Ge-
bäuden eingeführt worden. Ur-
sprünglich hätte das
Landhof-Projekt rund 8,6 Mil-
lionen Franken kosten sollen.

Weiter teilt die Regierung
mit, man verzichte darauf, das
Projekt eines Quartierparkings
Landhof weiter zu verfolgen.
Mitte Mai wurde bekannt, dass
der Investor sich zurückgezogen
hat. (sil)

2013 lehnte das Stimmvolk das Projekt ab. Bild: zvg/bz-Archiv

«Plötzlich
stand ich
unvermittelt
ohneArbeit
da.»

SarahPreiswerk
Vorständin bei der Skuba
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